Deutscher Bundestag 
4. Wahlperiode 


Drucksache IV/ 1763 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Dr. Besold, Drachsler, Brück, Strauß 

und Genossen 


betr. Verhütung von Verkehrsunfällen, die ihren 
Grund in mangelnder körperlicher Eignung 
der Fahrzeuglenker haben 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Haben sich die Erwartungen des Bundesministers für Ver- 
kehr an den Erlaß von neuen Richtlinien für die Erteilung 
der Fahrerlaubnis an Neubewerber von Führerscheinen be- 
züglich der Einführung eines Sehtests in den Bundesländern 
erfüllt, die in der Antwort des Bundesministers für Verkehr 
— Drucksache IV/1018 — an den Präsidenten des Bundes- 
tages zum Ausdruck gebracht wurden? In welchen Ländern 
ist nunmehr in Kürze mit der Einführung des Sehtests zu 
rechnen, nachdem Bayern und Berlin vorangegangen sind? 

2. Ist der Halbjahresbericht 1963 des TUV/Bayern an den baye- 
rischen Minister des Innern bekannt, in dem es heißt, 

„daß die Mehrzahl der sehschwachen Führerscheinbewer- 
ber vom Bestehen ihres Eignungsmangels keine Kenntnis 
hat oder diesem Umstand nicht Rechnung zu tragen ge- 
willt ist. Deshalb wird es unumgänglich sein, den Seh- 
test auch weiterhin obligatorisch durchzuführen. Aktio- 
nen auf freiwilliger Basis dürften kaum den gewünschten 
Breitenerfolg bringen". 

Welche Schlüsse werden aus der Feststellung des Berichtes 
gezogen, daß von 122 000 getesteten Bewerbern 10 000 zum 
Augenarzt geschickt werden mußten? 

3. Hat das auf einer Pressekonferenz des Deutschen Grünen 
Kreuzes am 5. Juni 1963 vorgelegte Forschungsmaterial des 
Instituts für Demoskopie in Allensbach, wonach 2,5 Millio- 
nen Führerscheininhaber mit mangelnder Sehtauglichkeit ih- 
re Wagen durch den angewachsenen Verkehr steuern, dazu 
beigetragen, daß der Präsident des Bundesgesundheitsamtes 
nunmehr, wie zugesagt — Drucksache IV/1018 — zu den 
seit drei Jahren vorliegenden Mindestbedingungen der Deut- 
schen Ophthalmologischen Gesellschaft für die Sehschärfe 
von Führerscheininhabern Stellung genommen hat? 
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4. Aus welchen Überlegungen heraus hat das Bundesverkehrs- 
ministerium seine im Frühjahr 1963 bekanntgemachte Ab- 
sicht der Einführung eines Gesundheitsfragebogens vorerst 
zurückgestellt? 

Sind etwaige verfassungsrechtliche Bedenken ausgeräumt 
durch das Urteil des Bundesverwaltungsgerichts (Az VII B 
71. 62), wonach das Recht auf freie Entfaltung der Persönlich- 
keit nicht die Bedeutung habe, „daß jeder nach Belieben ein 
Kraftfahrzeug führen darf ohne Rücksicht darauf, ob er seine 
Mitmenschen gefährdet"? 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, insbeson- 
dere die rechtlichen Voraussetzungen dafür zu schaffen, die 
hohe Zahl Herzkranker und Kreislaufkranker, Epilep- 
tiker, schwer Zuckerkranker usw., die nach Ansicht der 
Ärzte den ungemein gestiegenen Anforderungen an die kör- 
perliche Leistungsfähigkeit der Fahrzeuglenker keineswegs 
mehr gewachsen sein können und eine Gefährdung der ge- 
sunden Verkehrsteilnehmer darstellen, wenigstens auf ihre 
Fahrtauglichkeit zu überprüfen? 

5, Werden die Möglichkeiten geprüft, ob von den Führerschein- 
inhabern, die das 60. Lebensjahr erreicht haben, die Vorlage 
einer augenärztlichen Bescheinigung darüber verlangt wer- 
den kann, daß sie den Anforderungen des derzeitigen Stra- 
ßenverkehrs gewachsen sind? 


Bonn, den 12. Dezember 1963 


Dr. Besold 

Dr. Kempfier 

Drachsler 

Dr. Knorr 

Brück 

Kühn (Hildesheim) 

Strauß 

Leicht 

Dr. Althammer 

Meis 

Dr. Dittrich 

Riedel (Frankfurt) 

Dr. Dr. h. c. Dresbach 

Schlick 

Dr. Elbrächter 

Dr. Serres 

Dr. Gleissner 

Dr. Siemer 

Dr. h. c. Güde 

Dr. Stecker 

Frau Haas 

Dr. Toussaint 

Haase (Kassel) 

Unertl 

Dr. von Haniel-Niethammer 

Vogt 

Hösl 

Wagner 

Dr. Jaeger 

Weinkamm 

Dr. Kanka 

Weinzierl 

Kemmer 

Ziegler 


2 



